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Analyse

Östliche Partnerschaft contra EU-Partnerschaftsabkommen mit Russland?
Die Bedeutung des polnisch-russischen Verhältnisses für die Zukunft Europas

Cornelius Ochmann, Berlin

Zusammenfassung
Die Politik der erweiterten Europäischen Union gegenüber den östlichen Nachbarstaaten ist zweigeteilt. Einer-
seits bemüht sich die EU um eine Neuaufl age des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens (PKA) mit 
Russland, andererseits wurden die Beziehungen zu den anderen Nachfolgestaaten der Sowjetunion vor eini-
gen Wochen in der Strategie der »Östlichen Partnerschaft« neu defi niert. Zuvor waren diese im Rahmen der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) festgelegt worden. Bei der Gestaltung beider Richtungen der 
»Europäischen Ostpolitik« spielt neben Deutschland Polen eine Schlüsselrolle, nicht nur wegen der inhaltli-
chen Kompetenz und staatlichen Ressourcen, die dafür aufgewandt werden, sondern auch aufgrund des Kon-
senses in der politischen Elite des Landes, den es in dieser wichtigen außenpolitischen Frage gibt. Sowohl bei 
der Verschiebung der Verhandlungen um ein neues PKA mit Russland Ende 2006 als auch bei der Gestal-
tung der »Östlichen Partnerschaft« ist dies zum Ausdruck gekommen. Daher kommt den bilateralen Bezie-
hungen zwischen Polen und Russland eine Schlüsselrolle für die künftige Gestaltung der Beziehungen zwi-
schen der erweiterten EU und Russland zu. 

Polnische Interessen in der EU
Am Rande des Weltwirtschaftsforums im Januar 2009 
in Davos haben die Ministerpräsidenten Polens und 
Russlands, Donald Tusk und Wladimir Putin, politi-
sche Gespräche geführt. Dies war eine kleine Überra-
schung nach der verbalen Kritik aus Warschau wäh-
rend des russisch-ukrainischen Gaskonfl ikts in den ers-
ten Januarwochen dieses Jahres. Polen hatte eindeutig 
zugunsten der Ukraine Position bezogen und sowohl 
Gazprom als auch den Kreml heftig kritisiert. Allerdings 
bleibt festzuhalten, dass Donald Tusk sehr zurückhal-
tend agiert und das Feld Staatspräsident Lech Kaczyński 
und seinem Außenminister Radosław Sikorski überlas-
sen hatte. Die pragmatische Haltung eines Politikers, 
der die richtigen Lehren aus den Fehlern der Vergan-
genheit gezogen hat? Zumindest ist es ein gravierender 
Unterschied im Vergleich zum Oktober 2006, als die 
damalige polnische Regierung unter Jarosław Kaczyński 
ein Veto im EU-Rat gegen die Aufnahme der PKA-Ver-
handlungen mit Russland eingelegt hatte. Die mediale 
Berichterstattung konzentrierte sich damals auf das Ver-
bot für polnische Fleischimporte nach Russland, wäh-
rend sich die andere, viel wichtigere Forderung Polens 
auf die Energiepolitik der EU bezog, d. h. auf das Junk-
tim zwischen der Ratifi zierung der EU-Energiecharta 
durch Russland und der Aufnahme der EU-Verhand-
lungen mit Russland über das neue PKA. Diese Bedin-
gung wurde von Russland bis heute nicht erfüllt, und 
dennoch akzeptierte die polnische Regierung die EU-
Position und stimmte der Aufnahme der Verhandlun-

gen mit Russland am Ende der slowenischen Präsident-
schaft im Juni 2008 zu. 

Die Personalkonstellation bei der Podiumsdiskus-
sion zur Eröff nung der Münchener Sicherheitskonferenz 
im Februar 2009 zeigte, dass diese Haltung Früchte 
trägt, trat doch Ministerpräsident Tusk zusammen mit 
dem französischen Staatspräsidenten Nicolas Sarkozy 
und Bundeskanzlerin Angela Merkel auf dem Podium 
auf. Außerdem deutet der für Mai 2009 angekündigte 
Besuch Putins in Polen auf eine Normalisierung der 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten hin.

Folgen des Kriegs in Georgien
Nach der Entscheidung des EU-Rats im Juni 2008 schien 
das Haupthindernis in den Beziehungen zwischen der 
erweiterten EU und Russland aus dem Weg geräumt 
zu sein. Sogar die litauischen Bedenken wegen der seit 
Jahren außer Betrieb gesetzten Ölpipeline von Russ-
land nach Litauen zur Ölraffi  nerie in Mažeikiu wur-
den neutralisiert. Hier wurden auch polnische Interes-
sen geopfert, da die Raffi  nerie dem polnischen Ölkon-
zern Orlen gehört, der einen russischen Konkurrenten 
ausgestochen hatte.

Die Lage änderte sich schlagartig am 8. August 2008 
mit dem Krieg in Georgien. Unabhängig davon, welche 
Seite die Verantwortung für den direkten Verlauf der 
Kriegshandlungen trägt, bleibt festzuhalten, dass die-
ser Krieg eine Reihe von sicherheitspolitischen Entschei-
dungen herbeigeführt hat, die die beteiligten Akteure 
bis heute außenpolitisch binden. Zunächst hat die EU 
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zum ersten Mal eine Vermittlerrolle zwischen einem 
Verbündeten der USA und Russland übernommen. Sie 
hat dank des Einsatzes des französischen Staatspräsiden-
ten Sarkozy einen Waff enstillstand herbeigeführt und 
eine Mission initiiert, die diesen bis heute gewährleis-
tet. Allerdings hatte sich Polen in diesem Konfl ikt auf 
die Seite Georgiens geschlagen und damit die Einheit 
der EU in Frage gestellt. Staatspräsident Kaczyński hatte 
eine Sondermission initiiert und war am dritten Kriegs-
tag mit dem litauischen Präsidenten Valdas Adamkus, 
dem estnischen Präsidenten Toomas Ilves, dem ukrai-
nischen Präsidenten Wiktor Juschtschenko und ande-
ren mitteleuropäischen Politikern nach Tifl is gereist, 
um den georgischen Präsidenten Micheil Saakaschwili 
zu unterstützen. Diese einseitige Parteinahme hat die 
europäische Position im Verhältnis zu Russland keines-
falls gestärkt. Allerdings lässt sich auch hier feststellen, 
dass Ministerpräsident Tusk viel zurückhaltender agierte 
als Präsident Kaczyński. Auf der anderen Seite geriet 
die polnische Regierung wegen des Kriegs in Georgien 
innenpolitisch unter starken Druck und musste sich 
daher auf einem anderen Feld bewegen. Die Verhand-
lungen mit den USA über die Stationierung von Elemen-
ten des amerikanischen Raketenabwehrsystems wurden 
beschleunigt, und nach kurzen Verhandlungen einig-
ten sich Polen und Tschechien unmittelbar nach dem 
Krieg in Georgien auf die Errichtung der Systeme auf 
ihren Territorien. Dieser Sondervertrag mit den USA 
stürzte sowohl Polen als auch Tschechien in eine Krise 
in ihrem Verhältnis zu Russland. Auch seitens der ande-
ren NATO-Partner in Europa kam es zu Verstimmun-
gen, auch wenn das polnisch-tschechische Vorgehen 
angesichts der damals bevorstehenden Wahlen in den 
USA zunächst sehr zurückhaltend kommentiert wurde. 
Die Reaktionen der neuen amerikanischen Adminis-
tration sind bisher abwartend. Die Überbewertung des 
Telefongesprächs zwischen dem neu gewählten Präsi-
denten Barack Obama und Präsident Lech Kaczyński 
ist symptomatisch für die polnischen Befi ndlichkeiten. 
Kaczyński behauptete, Obama habe ihm zugesichert, 
dass die Raketenabwehr in Polen eingerichtet wird. Dies 
wurde allerdings von amerikanischer Seite sofort demen-
tiert. Die Kanzlei des Präsidenten musste das amerika-
nische Dementi bestätigen.

Die russische Ankündigung eines Junktims zwi-
schen der Stationierung des Raketenabwehrsystems in 
Polen und Tschechien und der Stationierung von russi-
schen  Iskander-Raketen im Kaliningrader Gebiet ist ein 
Teil des globalen Spiels. Mittlerweile hat Russland die 
Entscheidung revidiert – unter der Voraussetzung, dass 
das amerikanische Raketenabwehrsystem nicht errichtet 

wird. Der Auftritt des amerikanischen Vizepräsidenten 
Joe Biden auf der Sicherheitskonferenz in München hat 
gezeigt, dass diese Angelegenheit noch nicht abgeschlos-
sen ist und die USA zunächst keinen Entscheidungsbe-
darf sehen. Die Zusicherung von Biden, in der Raketen-
frage habe sich nichts geändert, wurde von Tusk positiv 
interpretiert. Es bleibt jedoch abzuwarten, wie sich die-
ser Prozess weiter gestalten wird. Es ist aber off ensicht-
lich, dass die Position Polens innerhalb der EU durch 
den bilateralen Vertrag mit den USA nicht geschwächt 
worden ist.

Auf russischer Seite hat die Anerkennung Abchasiens 
und Südossetiens als unabhängige Staaten der jahrzehn-
telangen Status-Quo Politik Moskaus einen Bärendienst 
erwiesen, deren Tragweite mit Blick auf den Nordkau-
kasus heute noch gar nicht abgeschätzt werden kann. 
Hinzu kommt die Verquickung der Anerkennungspo-
litik im Kaukasus mit dem Kosovo, die den interna-
tionalen Handlungsspielraum Russlands eher verrin-
gert als vergrößert hat. Die militärische Intervention in 
Georgien fand zunächst eine überwältigende Zustim-
mung in der russischen Bevölkerung, fi el jedoch mit 
dem Beginn der Wirtschaftskrise in Russland in sich 
zusammen. 

Der russisch-ukrainische Gaskonfl ikt 2009 
Die innenpolitischen Kontroversen in Warschau über 
die Russland-Politik der EU hatten sich nach der EU-
Entscheidung im November 2008 bis Ende des Jahres 
gelegt: Die Verhandlungen mit Russland über das neue 
PKA nach dem Georgien-Krieg waren wieder aufgenom-
men worden. Der polnische Präsident und die Opposi-
tion waren dagegen, die Regierung legte jedoch kein Veto 
gegen die Entscheidung der EU-Kommission ein. Tusk 
wollte nicht das Image des Bremsers wiederbeleben, dass 
Polen in den letzten Jahren in der EU aufgebaut hatte. 

Die Frage der Energiesicherheit ist ein Schlüssel-
thema, nicht nur in den polnisch-russischen, sondern 
auch in den polnisch-deutschen Beziehungen. Insbe-
sondere die Ostseepipeline belastet das Verhältnis zwi-
schen den beiden EU-Partnern Polen und Deutschland. 
Die Umstände, unter denen das deutsch-russische Pro-
jekt zustande gekommen war, und das Engagement des 
ehemaligen Bundeskanzlers Gerhard Schröder haben 
dem Projekt einen besonderen Beigeschmack gegeben. 
Die politische Sprengkraft dieses Vorhabens wird bei 
jeder Auseinandersetzung über die Energiepolitik der 
EU sichtbar. Polnische Experten weisen immer wieder 
darauf hin, dass abgesehen von den Umweltrisiken die 
Ostseepipeline aus ökonomischen Gründen eine Fehl-
entscheidung ist. Die »Amber-Pipeline« über die balti-
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schen Staaten und Polen sei dagegen um ca. 50 % bil-
liger als die geplante Ostseepipeline, die ca. 7 Mrd. 
Euro kosten solle. 

Anfang des Jahres brach der Gaskonfl ikt zwischen 
Russland und der Ukraine aus. Von Anfang an stellten 
sich der polnische Präsident Kaczyński und die überwie-
gende Mehrheit der polnischen Bevölkerung auf die Seite 
der Ukraine. Die Regierung nahm eine diff erenziertere 
Position ein und versuchte, die Diskussion auf die Fol-
gen des Konfl ikts zu lenken. Ministerpräsident Tusk hielt 
sich zurück und überließ das Feld seinem Außenminister 
Sikorski, der sich in seinem Handeln auf die Auswirkun-
gen der Krise auf die EU-Energiestrategie konzentrierte. 
Dabei ging es zwar verbal weiterhin um die Verhinde-
rung der Ostseepipeline, in der Sache jedoch mehr um die 
Schaff ung einer neuen EU-Energiepolitik. Ein alter Plan 
aus dem Jahre 2006, bekannt unter dem Namen »Ener-
gie-NATO«, wurde aufgefrischt und von den EU-Ener-
gieministern auf einer Sondersitzung am 25. Januar 2009 
in Budapest beschlossen. Eine verstärkte Zusammenar-
beit zwischen den EU-Staaten soll die Energie-Solidarität 
in der EU verstärken und Europa auf Unterbrechungslie-
ferungen wie im Januar 2009 besser vorbereiten.

Unabhängig davon, ob die Ukraine oder Russland 
in diesem Konfl ikt Recht haben sollte, sind die Aus-
wirkungen der Krise vorteilhaft für Polen. Einerseits 
ist es gelungen, mehr Energiesicherheit durch Reformen 
innerhalb der EU zu erhalten, andererseits ist die Ent-
scheidung der EU für den Bau der Nabucco-Pipeline, 
die Gas aus dem kaspischen Raum, dem Irak, Turkme-
nistan und vielleicht auch Iran, quer durch die Türkei 
unter Umgehung Russlands nach Europa leiten soll, ein 
Schritt zu mehr Unabhängigkeit von russischen Gaslie-
ferungen. Ferner hat die EU Polen zusätzliche Finanz-
hilfen genehmigt, die die Modernisierung des Energie-
sektors fördern sollen. Unter anderem ist der Bau eines 
Flüssiggasterminals in Swinemünde geplant, der auch 
Deutschland bedienen könnte. Schließlich steckt das 
Genehmigungsverfahren für die Ostseepipeline wegen 
Umweltaufl agen vor schwedischen Gerichten fest und 
kann noch Jahre dauern. Polen blockiert bisher die 
Finanzierung dieser Pipeline seitens der Europäischen 
Investitionsbank. Hinzu kommt die Weltwirtschafts-
krise, die den Verfall der Preise für Energieträger zur 
Folge hat und alle Investitionen im Energiebereich auf 
den Prüfstand stellt. Unter diesen Bedingungen stellt 
sich die Frage, ob private Investitionen wie die Ostsee-
pipeline fi nanziert werden können. Auch die Tatsache, 
dass Bundeskanzlerin Angela Merkel nach der Gas-
krise einen Brief zur Unterstützung der Ostseepipeline 
an alle europäischen Regierungschefs verschickt hat, 

zeugt eher von schwindender Unterstützung für dieses 
Projekt unter den EU-Staaten nach dem letzten PR-Gau 
der ukrainisch-russischen Auseinandersetzung.

Festzuhalten bleibt, dass die polnische Regierung 
ihre Interessen erfolgreich durchsetzt, ohne innerhalb 
der EU als Feind Russlands am Pranger zu stehen, was 
während der Regierung von Recht und Gerechtigkeit 
(Prawo i Sprawiedliwość – PiS) in den Jahren 2005-
2007 off ensichtlich war. 

Polnische Ostpolitik – vom Veto 2006 bis 
zur »Östlichen Partnerschaft«
Zunächst sei darauf hingewiesen, dass der Begriff  
»Ostpolitik« im polnischen politischen Wortschatz 
ein Unwort ist. Die Gründe dafür sind in der Kon-
zeption der Brandtschen Ostpolitik zu fi nden, die in 
Polen als Dominanz des »russischen Vektors« interpre-
tiert wurde. Daher darf es nicht verwundern, wenn der 
Ansatz von Außenminister Frank Steinmeier aus dem 
Jahre 2007, der in Anlehnung an den »Wandel durch 
Annäherung« von Egon Bahr »Verfl echtung und Inte-
gration« betitelt wurde, in Polen auf große Zurück-
haltung stieß. 

In der polnischen politischen Elite dominiert die 
Th ese des amerikanischen Politologen Zbigniew Brze-
zinski, »dass Russland ohne Ukraine kein Imperium sein 
kann«. Seit dem Zerfall der Sowjetunion ist die polni-
sche Politik gegenüber den Nachfolgestaaten der Sow-
jetunion darauf ausgerichtet, deren Unabhängigkeit zu 
unterstützen und zu bewahren. Das ist eine Konstante, 
die aus der polnischen Staatsräson resultiert und die im 
Kern nicht gegen Russland gerichtet ist. Viel mehr ist sie 
in der auf historischen Erfahrungen beruhenden Furcht 
vor einem imperialen Russland begründet. Unter die-
sen Voraussetzungen sollte die polnische Position bei 
der Gestaltung der EU-Strategie gegenüber Russland 
wahrgenommen werden. Diese Strategie ist besonders 
stark bei der Politik gegenüber der Ukraine sichtbar. 
Unabhängig von parteipolitischer Zuordnung haben 
sich alle polnischen Präsidenten und Regierungen für 
das östliche Nachbarland eingesetzt. Im Falle von Bela-
rus beeinfl usst außerdem die Lage der polnischen Min-
derheit die polnische Haltung. 

Die polnischen Regierungen haben sich seit dem 
EU-Beitritt 2004 stets um eine Stärkung der EU-Politik 
gegenüber den östlichen Nachbarn bemüht, wobei klar 
zwischen Russland und den anderen Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion unterschieden wurde. Allerdings öff -
nete erst der französische Vorschlag einer »Union für das 
Mittelmeer« ein Fenster für die Intensivierung der EU-
Politik gegenüber den östlichen Nachbarstaaten. 
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Zuerst wurde der Begriff  »Östliche Partnerschaft« 
als schwedisch-polnische Initiative im Frühjahr 2008 in 
den EU-Rat eingebracht (siehe Dokumentation S. 11). 
Eine Verbindung zwischen der Billigung der Strategie 
für das Mittelmeer, der Aufnahme der PKA-Verhand-
lungen mit Russland und der im Dezember vorgestell-
ten EU-Initiative zur »Östlichen Partnerschaft« (siehe 
Dokumentation S. 13f.) lässt sich anhand der bisheri-
gen Dokumente schwer nachweisen. Die zeitliche Kor-
relation zwischen den drei wichtigen Beschlüssen der 
EU ist jedoch off ensichtlich.

Fazit
Eine der Folgen des Kriegs in Georgien war ein zuneh-
mendes Interesse der EU an der »Östlichen Partner-
schaft« und die Ausweitung dieser Strategie auf den süd-
lichen Kaukasus, d. h. Armenien, Aserbaidschan und 
Georgien. Hinzu kommen die Bemühungen Polens, 
diese Strategie mit der Energie-Strategie der EU zu ver-
knüpfen. Die Gaskrise hat dazu beigetragen, dass es 
innerhalb der EU zur verstärkten Auseinandersetzung 
mit dieser Th ematik kam. Der Beschluss der Energiemi-
nister vom 25. Januar 2009 in Budapest deutet darauf 
hin.

Die Verhandlungen des neuen PKA mit Russland 
werden sich nicht nur aufgrund der Krisen im Verhält-
nis zu Russland in die Länge ziehen. Bisher ist auf der 
russischen Seite kein ausgeprägtes Interesse an einem 
neuen PKA vorhanden. Die Verzögerung des WTO-
Beitritts Russlands könnte jedoch als Chance für ein 
neues Abkommen mit der EU genutzt werden, da es 
eine Möglichkeit bietet, Regelungen für den Waren-
verkehr zu bestimmen.

Druck von außen (in diesem Fall aus Russland) wird 
in der Zukunft zur Verlagerung der Prioritäten in der 
Ostpolitik der EU führen. Dem russischen Minister-
präsidenten Putin und der Gaskrise hat die EU zu ver-
danken, dass es zur Versachlichung der Energiestrate-
gie der EU kam. 

In der Zeit der tschechischen EU-Ratspräsident-
schaft ist in Prag in Anlehnung an den von Frankreich 

initiierten »Mittelmeergipfel« ein Ost-Gipfel der EU 
für den 7. Mai 2009 geplant. Es bleibt abzuwarten, 
welchen Stellenwert die einzelnen Mitgliedsstaaten der 
neuen Strategie der EU beimessen werden. Die Mit-
telmeerstrategie der EU hat bereits deutlich gemacht, 
dass sehr viel von den beteiligten Staaten abhängt. Ent-
scheidend wird hier sein, ob es der EU-Präsidentschaft 
gelingt, die wichtigsten Akteure, d. h. Deutschland und 
Polen, einzubinden.

Es ist zwar nicht davon auszugehen, dass die Ostsee-
pipeline gestoppt wird. Der Bau der Nabucco-Pipeline 
würde jedoch eine Gewichtsverlagerung in der Ostpo-
litik zur Folge haben. Bis Ende Juni 2009 sind in die-
sem Falle Entscheidungen zu erwarten, welche die neue 
Energiestrategie der EU auf die Probe stellen werden.

Gleichzeitig entwickeln die USA eine neue Russ-
land-Strategie. Zwar gibt es keinen Russland-Beauf-
tragten in der neuen US-Administration, aber die ersten 
Töne gegenüber Russland sind sehr positiv. Der Auftritt 
des Vizepräsidenten Biden auf der Münchener Sicher-
heitskonferenz Anfang Februar verlangte eine Reak-
tion und Moskau scheint Entgegenkommen zu signa-
lisieren, wie die Ankündigung, die Stationierung der 
Iskander-Raketen im Königsberger Gebiet auszuset-
zen, zeigt. Hinzu kommt, dass infolge der Wirtschafts-
krise der Glanz der Energie-Supermacht verblasst, so 
dass sich Russland kooperativer gegenüber der EU zei-
gen könnte. Die Veränderung der globalen Großwet-
terlage wird nicht ohne Einfl uss auf die Position Russ-
lands in Europa bleiben. 

Letztlich wird es in den nächsten Jahren wahrschein-
lich darum gehen, wie das PKA mit Russland und die 
»Östliche Partnerschaft« der EU kompatibel gemacht 
werden können. Die Strategie der polnischen Regierung 
unter Ministerpräsident Tusk zeigt, dass es möglich ist, 
einerseits die Beziehungen mit den direkten Nachbarn 
der EU im Osten zu stärken und andererseits die Bezie-
hungen mit Russland auf eine neue Grundlage zu stellen. 
Allerdings bleibt weiterhin die Frage off en, wie die EU 
eine langfristige strategische Partnerschaft mit Russland 
im 21. Jahrhundert überhaupt gestalten kann.

Über den Autor
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(Staaten der GUS) zu gewinnen? Umfragen in Polen 1994–2008 (%)

Quelle: CBOS, BS/158/2008: Stosunki polsko-rosyjskie i sytuacja na Kaukazie. [Die polnisch-russischen Beziehungen und die Situation 
im Kaukasus.], Warszawa, 10/2008, www.cbos.pl
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Wie beurteilen Sie die aktuellen polnisch-russischen Beziehungen? (%)

70%

60%

70%

50%

30%

40%

20%

30%

10%

gut 2% 19% 6% 3% 3% 2% 2% 12% 5%
d h hl h 47% 66% 55% 33% 41% 24% 37% 56% 36%

0%

weder gut noch schlecht 47% 66% 55% 33% 41% 24% 37% 56% 36%
schlecht 40% 9% 31% 57% 51% 63% 54% 27% 56%
schwer zu sagen 10% 6% 8% 7% 5% 11% 7% 5% 4%

April 2000 Sept. 2008April 2008Juni 2007Dez. 2006Dez. 2005Juni 2005April 2005Feb. 2002

Quelle: CBOS, BS/158/2008: Stosunki polsko-rosyjskie i sytuacja na Kaukazie. [Die polnisch-russischen Beziehungen und die Situation 
im Kaukasus.], Warszawa, 10/2008, www.cbos.pl

Was ist für Polen wichtiger? (%)

Quelle: CBOS, BS/158/2008: Stosunki polsko-rosyjskie i sytuacja na Kaukazie. [Die polnisch-russischen Beziehungen und die Situation 
im Kaukasus.], Warszawa, 10/2008, www.cbos.pl
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Welche Seite hat im russisch-georgischen Konfl ikt Recht? (%)

beide Seiten haben 
Recht: Georgien, weil 
es die Integrität seines 

Georgien hat Recht, 
weil es die Integrität 
seines Territoriums 

verteidigt

Territoriums verteidigt, 
Russland, weil es das 
Recht der Abchasen 

und Osseten auf verteidigt
37%

und Osseten auf 
Selbstbestimmung 

verteidigt
38%

l d h hRussland hat Recht, 
weil es das Recht der 

Abchasen und 
Osseten aufschwer zu sagen Osseten auf 

Selbstbestimmung 
verteidigt

4%

schwer zu sagen
21%

Quelle: CBOS, BS/158/2008: Stosunki polsko-rosyjskie i sytuacja na Kaukazie. [Die polnisch-russischen Beziehungen und die Situation 
im Kaukasus.], Warszawa, 10/2008, www.cbos.pl

Quelle: CBOS, BS/158/2008: Stosunki polsko-rosyjskie i sytuacja na Kaukazie. [Die polnisch-russischen Beziehungen und die Situation 
im Kaukasus.], Warszawa, 10/2008, www.cbos.pl

Mit welcher Seite sympathisieren Sie? (%)

mit Russland
3%

mit Georgien
40%

mit keinem von beiden
51%

schwer zu sagen
6%
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Ist der polnische Standpunkt im russisch-georgischen Konfl ikt angemessen? (%)

auf jeden Fallh i auf jeden Fall
15%

eher nein
18%

auf keinen Fallauf keinen Fall
7%

heher ja
36%

schwer zu sagen
24%24%

Quelle: CBOS, BS/158/2008: Stosunki polsko-rosyjskie i sytuacja na Kaukazie. [Die polnisch-russischen Beziehungen und die Situation 
im Kaukasus.], Warszawa, 10/2008, www.cbos.pl

Sollte Polen in der Außenpolitik vor allem seine Interessen berücksichtigen oder berechtigte 
Grundsätze verteidigen, auch wenn diese die polnischen Interessen gefährden könnten? (%)

Quelle: CBOS, BS/158/2008: Stosunki polsko-rosyjskie i sytuacja na Kaukazie. [Die polnisch-russischen Beziehungen und die Situation 
im Kaukasus.], Warszawa, 10/2008, www.cbos.pl
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Dokumentation

Polnisch-schwedischer Vorschlag: Östliche Partnerschaft
Juni 2008

Es besteht die Notwendigkeit, das europäische Angebot in östlicher Richtung sowie die Entwicklung der Östlichen 
Partnerschaft zu verstärken. Diese Partnerschaft sollte auf der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) basieren, 
aber über ihre gegenwärtige Form hinausgehen, indem sie einerseits das Prinzip der Diff erenzierung der nachbarschaft-
lichen Beziehungen in Übereinstimmung mit der ENP bestätigt und andererseits die horizontalen Beziehungen zwi-
schen den Nachbarn und der EU verstärkt. In diesem Zusammenhang schlagen wir vor:

die Vertiefung der bilateralen Zusammenarbeit. Das Angebot der stärkeren Integration mit der EU sollte alle östli-• 
chen Partner umfassen. An erster Stelle würde die Ukraine davon profi tieren, weitere Staaten kämen abhängig von 
ihren Ambitionen und Leistungen hinzu.
die Entwicklung einer dauerhaften Formel multilateraler Zusammenarbeit, die die bestehenden Muster regiona-• 
ler Zusammenarbeit ergänzt.

Die vertiefte bilaterale Zusammenarbeit wird umfassen:
Eine Vertiefung der Zusammenarbeit im Bereich der umfassenden Migrationsagenda, die Bemühung um einen • 
visumsfreien Verkehr als langfristiges Ziel, eine fl exiblere Visumspolitik in kurzfristiger Perspektive. Es sollte eine 
Roadmap verabschiedet werden, die die einzelnen Schritte und Bedingungen bis zur Erreichung des visumsfreien 
Verkehrs klar benennt.
Die Ausweitung einer Freihandelszone, die auf einer Reihe von individuell ausgehandelten vertieften und umfas-• 
senden Verträgen über freien Handel zwischen der EU und den Partnerländern basiert.
Die erweiterte Unterstützung der EU für Reformen in verschiedenen Bereichen in Übereinstimmung mit den euro-• 
päischen Standards.
Die Intensivierung zwischenmenschlicher Kontakte durch erweiterte studentische und akademische Austausch-• 
programme, Foren und Seminare für die Bürgergesellschaft, Zusammenarbeit und Austausch zwischen lokalen 
und regionalen Partnern u.ä.
Die Anpassung der Methodologie innerer Reformen und die Werbung für den Prozess der europäischen Integra-• 
tion. Eine neue Generation von Aktionsplänen, die mit jedem Partnerland abgestimmt sind, mit klaren Maßstäben 
und einem Zusammenhang mit der Anpassung an die  EU-Gesetzgebung, -Standards und -Normen. Die Refor-
men sollten zunehmend im Vergleich mit den EU-Standards über ein spezielles von der EU-Kommission durch-
geführtes Monitoring bewertet werden.
Verträge, die über das aktuelle Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA) hinausgehen, sollten allen • 
östlichen Nachbarn zu gegebener Zeit und in Abhängigkeit von den Reformfortschritten angeboten werden. Ein 
neuer, erweiterter Vertrag mit der Ukraine kann als Anhaltspunkt dienen, entsprechend angepasst für das jewei-
lige Partnerland.
Die Garantie der Verteilung von Hilfsfonds der EU, die den Fortschritt bei der Umsetzung der vereinbarten Ziele • 
sowie die Absorptionsfähigkeit widerspiegelt.
Der Grundsatz der Diff erenzierung zwischen den Partnerländern ist ein Schlüsselelement.• 

Multilaterale Zusammenarbeit
Der geografi sche Rahmen
Die Zusammenarbeit wird die 27 EU-Länder und sechs östliche Partner, die die ENP umfasst (Ukraine, Moldawien, 
Aserbaidschan, Armenien, Georgien und Belarus), betreff en. (Die Zusammenarbeit mit Belarus würde zunächst auf 
technischer und Expertenebene stattfi nden; die Erweiterung der Zusammenarbeit wird vorgenommen, wenn es die 
Bedingungen erlauben.) Finanzielle Projekte im Rahmen des Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsin-
struments (ENPI) können auch auf Russland ausgeweitet werden.

Die Projektorientierung
Die Zusammenarbeit wird sich auf die Umsetzung konkreter Projekte stützen.
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Flexible Teilnahme an Projekten
Das Engagement im Rahmen der multilateralen Zusammenarbeit wird freiwillig und abhängig von den Interessen der 
einzelnen Länder an konkreten Projekten sein.

Komplementarität gegenüber regionalen Projekten
Die multilaterale Zusammenarbeit mit den östlichen Nachbarn wird komplementär zu den bisherigen regionalen Ini-
tiativen »Schwarzmeer-Synergie« und »Nördliche Dimension« sein.

Mehrwert
Stimulierung der multilateralen Zusammenarbeit zwischen den östlichen Partnern selbst, was den Aufbau regio-• 
naler Beziehungen begünstigt.
Entwicklung eines multilateralen Formats, das es ermöglicht, Fragen zu thematisieren, die nicht nur die Region • 
Schwarzes Meer und Ostsee betreff en, sondern auch darüber hinausgehende, z. B. die Landgrenzen und Initiativen, 
die eng mit der Zusammenarbeit der östlichen Nachbarn mit der EU im Rahmen der ENP verbunden sind.
Erweiterung des Angebots gegenüber Belarus, das bisher noch in keine der multilateralen Initiativen der EU inte-• 
griert ist. Die multilaterale Zusammenarbeit würde die Möglichkeit eröff nen, unterschiedliche gesellschaftliche 
Gruppen, z. B. die Jugend, kleinere und mittlere Unternehmen sowie einfache Beamte in die Zusammenarbeit mit 
der EU einzubinden.

Finanzierung
Die fi nanziellen Mittel zur Realisierung der Projekte, die im Rahmen der multilateralen Zusammenarbeit initiiert wer-
den, stammen aus dem bereits zugänglichen Fonds des ENPI (u. a. das Budget, das für die regionale Zusammenarbeit 
in der östlichen Nachbarschaft sowie für die transnationale Zusammenarbeit bestimmt ist). Die Verstärkung der östli-
chen Dimension ist demnach für das EU-Budget neutral. Die EU-Mittel können mit Krediten der Europäischen Inves-
titionsbank (EIB), der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) sowie mit Mitteln, die von ein-
zelnen EU-Mitgliedsländern sowie vom Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) und anderen Partnerstaaten freiwillig 
zur Verfügung gestellt werden, kombiniert werden (Verbreitung des Mechanismus des »Trust Fund«).

Institutioneller Rahmen
Die institutionelle Struktur sollte so stark wie möglich beschränkt sein und der Verwirklichung der genannten Ziele 

dienen. Sie sollte sich auf die bewährten Mechanismen der Gemeinschaft stützen. Eine adäquate Formel kann die Beru-
fung eines Sonderkoordinators und die Bildung konkreter Arbeitsgremien (z. B. Konferenzen oder Arbeitsgruppen) je 
nach Bedarf sein. Abhängig von der Entwicklung der multilateralen Zusammenarbeit kann die Organisation minis-
terieller Treff en erwogen werden. Diese könnten die EU-Troika, Nachbarländer und interessierte EU-Mitgliedsländer 
einbeziehen. Die multilaterale parlamentarische Zusammenarbeit wäre ebenfalls von Nutzen.

Bereiche der Zusammenarbeit
Die Bereiche der Zusammenarbeit lassen sich thematisch folgendermaßen einteilen:

I. Politik und Sicherheit
Demokratie, gemeinsame Werte, Rechtsstaatlichkeit, Zusammenarbeit in der Außen- und Sicherheitspolitik, Öff ent-
licher Dienst, lokale Selbstverwaltung;

II. Grenzen und Personenverkehr
Migration, fl exiblere Gestaltung der Visavergabe, Grenzinfrastruktur;

III. Wirtschaft und Finanzen
Implementierung von Wirtschaftsreformen gemäß den Aktionsplänen, wirtschaftliche Integration der östlichen Nach-
barn, Aufhebung der Handelsbarrieren zwischen diesen und der EU, Entwicklung eines Transport- und Telekommu-
nikationsnetzes, Energie, Zusammenarbeit zwischen unabhängigen Regulatoren, Tourismus;
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IV. Umwelt
Bekämpfung des Klimawandels, umweltfreundliche Technologien, Entwicklung eines Umweltbewusstseins in der 
Bevölkerung;

V. Gesellschaft
Grenzüberschreitende Zusammenarbeit, zwischenmenschliche Kontakte, Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen 
NGOs, Bildungsprogramme, gemeinsame wissenschaftliche Projekte.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Quelle: Ministerstwo Spraw Zagranicznych Rzeczypospolitej Polskiej [Außenministerium der Republik Polen], 
http//:www.msz.gov.pl/Propozycja,Polsko-Szwedzka,19890.html (abgerufen am 29.01.2009)

***

Am 3. Dezember 2008  legte die EU-Kommission zwei Papiere zur Entwicklung der Östlichen Partnerschaft vor:
Communication from the Commission to the European Parliament and the Council: Eastern Partnership,• 
Commission staff  working documen• t, accompanying the Communication from the Commission to the European 
Parliament and the Council: Eastern Partnership

http://ec.europa.eu/external_relations/eastern/docs/com08_823_en.pdf (abgerufen am 29.01.2009)
http://ec.europa.eu/external_relations/eastern/docs/sec08_2974_en.pdf (abgerufen am 29.01.2009)

Zu diesen Papieren wurde am 3. Dezember 2008 eine Presseerklärung abgegeben:

Brüssel, den 3. Dezember 2008

Die Östliche Partnerschaft – ein neues Kapitel in den Beziehungen der EU 
zu ihren östlichen Nachbarn

Der Vorschlag der Kommission für eine neue Östliche Partnerschaft stellt ein Novum in den Beziehungen zu Arme-
nien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, Moldawien und der Ukraine dar. Diese ehrgeizige Partnerschaft sieht eine 
erhebliche Ausweitung des politischen Engagements vor, z. B. die Möglichkeit, eine neue Generation von Assoziie-
rungsabkommen abzuschließen, die weitreichende Integration in die EU-Wirtschaft, die Vereinfachung der Einreise-
bedingungen in die EU bei Erfüllung bestimmter Sicherheitserfordernisse, verbesserte Vereinbarungen im Bereich der 
Energieversorgungssicherheit, die allen Beteiligten zugute kommen, sowie die Aufstockung der fi nanziellen Hilfe. Die 
EU schlägt eine intensivere, kontinuierliche Unterstützung der Reformbemühungen der Partner vor. Dazu sollen ein 
umfassendes Programm für den Institutionenaufbau entwickelt und eine multilaterale Dimension geschaff en werden, 
so dass die Partner bei der Bewältigung gemeinsamer Herausforderungen zusammenwirken können. Die vorgeschla-
gene Partnerschaft beinhaltet neue Maßnahmen zur Unterstützung der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung der 
sechs Länder sowie fünf Vorreiterinitiativen, die für eine große Sichtbarkeit der EU-Unterstützung sorgen.

Kommissionspräsident Barroso erklärte hierzu: »Nur wenn es auf beiden Seiten einen starken politischen Wille und 
ein großes Engagement gibt, wird es der Östlichen Partnerschaft gelingen, das Ziel der politischen Assoziierung und 
wirtschaftlichen Integration zu erreichen. Wir müssen Stabilität und Wohlstand auf beiden Seiten noch stärker fördern. 
Diese Anstrengungen werden durch einen bedeutenden politischen und wirtschaftlichen Nutzen rasch ausgeglichen 
und werden zu mehr Stabilität und Sicherheit sowohl für die EU als auch für unsere östlichen Partner führen«. 

»Es ist an der Zeit, in den Beziehungen zu unseren östlichen Nachbarn ein neues Kapitel zu eröff nen«, fügte Benita 
Ferrero-Waldner, EU-Kommissarin für Außenbeziehungen und europäische Nachbarschaftspolitik hinzu. »Wir haben 
auf den Fortschritten der letzten Jahre aufgebaut und ein ehrgeiziges und gleichzeitig ausgewogenes Angebot vorgelegt. 
Die Ereignisse in Osteuropa und dem Südkaukasus wirken sich immer auch auf die Sicherheit und Stabilität der EU 
aus. Unsere Politik gegenüber diesen Ländern sollte solide, proaktiv und eindeutig sein. Die EU wird das erfolgreiche 
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Konzept der maßgeschneiderten Programme auf einer neuen Ebene fortsetzen und eine starke multilaterale Dimen-
sion hinzufügen. Unser Grundprinzip bleibt jedoch erhalten: Der Fortschritt muss mit den Reformbemühungen unse-
rer Partner einhergehen. Durch dieses neue Paket erhalten die Partner aber auch eine größere Unterstützung bei der 
Verwirklichung ihrer Ziele«. 

Mit der Östlichen Partnerschaft wird dem Wunsch der östlichen EU-Nachbarn entsprochen, sich der Europäischen 
Union anzunähern. Die EU hat aber auch ein vitales Interesse daran, die Stabilität, eine verantwortungsvolle Regie-
rungsführung und die wirtschaftliche Entwicklung in den östlichen Nachbarländern zu fördern.

Seit 1989 haben sich in den östlichen Nachbarländern der EU tiefgreifende Veränderungen vollzogen. Durch die 
aufeinanderfolgenden Erweiterungen sind unsere östlichen Nachbarn näher an die EU gerückt und haben sich der EU 
durch die im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) unterstützten Reformen auch politisch und wirt-
schaftlich angenähert. Die EU trägt eine wachsende Verantwortung für diese Partner; sie muss ihnen – nicht zuletzt 
angesichts des Georgienkonfl ikts im vergangenen Sommer – helfen, ihre politischen und wirtschaftlichen Herausfor-
derungen zu bewältigen und ihr Streben nach näherer Anbindung an die EU unterstützen. Infolge des Kaukasuskon-
fl ikts hat der Europäische Rat die Kommission auf seiner Tagung am 1. September aufgefordert, ihren Vorschlag frü-
her als ursprünglich geplant vorzulegen. 

Nach Beratungen mit den östlichen Partnern schlägt die Kommission vor, die Beziehungen zu diesen Partnern zu 
vertiefen und einen multilateralen Rahmen für die Zusammenarbeit zu schaff en. Hauptpunkte der Initiative sind:

Neue Assoziierungsabkommen, einschließlich weitreichender und umfassender Freihandelsabkommen mit denje-• 
nigen Partnern, die bereit und in der Lage sind, die damit einhergehenden weitreichenden Verpfl ichtungen gegen-
über der EU einzugehen 
Umfassende von der EU fi nanzierte Programme zur Verbesserung der Verwaltungskapazitäten der Partner • 
Allmähliche Integration in die EU-Wirtschaft (wobei die Integrationsgeschwindigkeit von den Volkswirtschaften • 
der Partner abhängt), einschließlich rechtlich bindender Verpfl ichtungen zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
Unterstützung der Partner bei der Entwicklung eines Freihandelsnetzes untereinander, das langfristig zur Schaf-• 
fung einer Wirtschaftsgemeinschaft zwischen Nachbarländern führen könnte 
Abschluss von »Mobilitäts- und Sicherheitspakten«, die ein einfacheres, legales Einreisen in die EU ermöglichen, • 
bei gleichzeitiger Intensivierung der Maßnahmen zur Bekämpfung der Korruption, des organisierten Verbrechens 
und der illegalen Migration. Diese Pakte könnten auch die Modernisierung der Asylsysteme nach EU-Standards 
und die Schaff ung integrierter Grenzverwaltungsstrukturen umfassen, mit dem Ziel, letztlich das visafreie Reisen 
innerhalb aller kooperierender Partnerländer zu ermöglichen 
Die Kommission wird Möglichkeiten für die Arbeitskräftemobilität prüfen, was zu einer weiteren Öff nung des EU-• 
Arbeitsmarktes führen soll 
Förderung der Energieversorgungssicherheit für die EU und ihre östlichen Partner • 
Programme zur Unterstützung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in den Partnerländern, insbesondere • 
zur Überwindung der erheblichen wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in diesen Ländern 
Schaff ung von vier multilateralen politischen Plattformen zu den folgenden Th emen: Demokratie, verantwortungs-• 
volle Regierungsführung und Stabilität; wirtschaftliche Integration und Konvergenz mit der EU-Politik; Energiever-
sorgungssicherheit sowie Kontakte zwischen den Menschen zur weiteren Unterstützung der individuellen Reform-
bemühungen der Partner 
Vorreiterinitiativen: Integriertes Grenzverwaltungsprogramm; KMU-Fazilität; Förderung regionaler Strommärkte, • 
der Energieeffi  zienz und erneuerbarer Energieträger; Entwicklung des südlichen Energiekorridors; Zusammenarbeit 
bei der Katastrophenvorsorge und der Bewältigung natürlicher und von Menschen verursachter Katastrophen 
Mehr Kontakte zwischen den Menschen und größere Einbeziehung der Zivilgesellschaft und anderer Beteiligter, • 
einschließlich des Europäischen Parlaments 
Zusätzliche fi nanzielle Unterstützung – eine erhebliche Aufstockung von 450 Mio. EUR im Jahr 2008 auf • 
785 Mio. EUR im Jahr 2013. Dies bedeutet, dass zusätzlich zu der geplanten Mittelausstattung für 2010–2013 
weitere 350 Mio. EUR bereitgestellt werden. Darüber hinaus werden wir 250 Mio. EUR, die bereits ENP-Regio-
nalprogrammen zugewiesen wurden, umverteilen.

Die Kommission schlägt vor, diese Initiative im Frühjahr 2009 anlässlich eines Sondergipfels zu der »Östlichen Part-
nerschaft« auf den Weg zu bringen.
Quelle: http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/1858&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
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Chronik

Vom 03. Februar bis zum 16. Februar 2009
03.02.2009 Als Reaktion auf die Wirtschaftskrise verabschiedet die Regierung ein Sparmaßnahmenpaket für das Jahr 2009 in 

Höhe von 19,7 Mrd. Zloty. Betroff en sind neben Ministerien auch die landesweite Versicherungsanstalt (Zakład 
Ubezpieczeń Społecznych – ZUS) und die Budgets der Woiwodschaften.

04.02.2009 Die ehemaligen Vorsitzenden des Verfassungsgerichts, Andrzej Zoll, Marek Safj an und Jerzy Stępień, sprechen sich 
für eine Verfassungsänderung zur Klärung der Kompetenzen des Ministerpräsidenten und des Staatspräsidenten 
aus. Diese sei nötig, damit Polen eine aktive Rolle bei der europäischen Integration spielen, auf die Wirtschafts-
krise reagieren und die eigene Entwicklung vorantreiben könne und nicht durch Kompetenzstreitigkeiten gelähmt 
werde.

05.02.2009 Staatspräsident Lech Kaczyński beruft die Wirtschaftswissenschaftler Ryszard Bugaj und Adam Glapiński als Wirt-
schaftsberater. Auf der ersten Pressekonferenz sprechen sie sich für die Einführung des Euro in Polen frühestens 
im Jahr 2015, spätestens 2020 aus. Die Regierung von Ministerpräsident Donald Tusk strebt die Einführung für 
2012 an.

06.02.2009 Aus Anlass des 20. Jahrestages des Beginns der Verhandlungen am Runden Tisch hat Staatspräsident Lech Kaczyński 
zu einer Historiker-Tagung eingeladen. Am Vortag fand im Sejm eine Konferenz  statt, an der ehemalige Vertreter 
des Rundes Tisches, Historiker und Politiker teilnahmen.

07.02.2009 Nach einem Gespräch mit dem amerikanischen Vizepräsidenten Joe Biden während der Münchener Sicherheits-
konferenz versichert Ministerpräsident Donald Tusk, dass die neue Regierung der Vereinigten Staaten an dem in 
Polen und Tschechien geplanten Raketenabwehrschild festhalte und eventuelle Änderungen mit Polen konsultieren 
werde. Im Vorfeld waren Befürchtungen laut geworden, dass sich die USA zugunsten der Verbesserung der Kontakte 
mit Russland aus dem Projekt zurückziehen werden.

09.02.2009 Nach der Ermordung eines polnischen Geologen in Pakistan, der im September 2008 entführt worden war, wird 
der Geschäftsträger der pakistanischen Botschaft in Warschau in das Außenministerium einbestellt und ihm eine 
Protestnote überreicht. Darin wird die Regierung Pakistans aufgefordert, ihre Anstrengungen zur Befreiung des 
Geologen detailliert darzulegen. Außenminister Radosław Sikorski unterstreicht, die polnische Regierung habe alle 
möglichen diplomatischen, militärischen und geheimdienstlichen Mittel eingesetzt, um die Befreiung zu erreichen. 
Noch sei unklar, warum die Verhandlungen erfolglos geblieben seien. Zur Aufklärung werde das Außenministerium 
alle vertraulichen Dokumente zur Verfügung stellen.

09.02.2009 Auf einer Diskussionsveranstaltung in Berlin anlässlich des 20. Jahrestages des Beginns der Verhandlungen am Runden 
Tisch hebt Außenminister Frank Steinmeier hervor, dass die Solidarność-Bewegung und schließlich der »Runde 
Tisch« den Umbruch in Mitteleuropa eingeläutet hätten. Viele der damaligen Grundsätze, wie die Notwendigkeit, 
außerhalb festgefahrener Kategorien zu denken, den Dialog statt Konfrontation zu suchen und der verantwort-
liche Umgang mit Macht und mit der Freiheit seien auch heute gültig. Außenminister Radosław Sikorski sagt die 
Teilnahme wegen der Ermordung des polnischen Geologen in Pakistan kurzfristig ab. Neben dem ersten nicht-
kommunistischen Ministerpräsidenten Tadeusz Mazowiecki nehmen weitere deutsche und polnische Teilnehmer 
der »Runden Tische« in Polen und in der DDR sowie Ehemalige des Europäischen Jugendparlaments teil.

10.02.2008 Die Regierungspartei Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) reicht im Sejm ein Gesetzesprojekt ein, das 
die Aufhebung der Parteienfi nanzierung für die Zeit von April 2009 bis Dezember 2010 vorsieht. Auf der Suche 
nach Sparmaßnahmen sei dies ein richtiger Ansatzpunkt, zeigt sich PO-Chef Zbigniew Chlebowski überzeugt. Der 
Koalitionspartner Polnische Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – PSL) kündigt einen eigenen Gesetzes-
entwurf an.

11.02.2009 Ein Treff en mit Ministerpräsident Donald Tusk zur Beratung von Maßnahmen zur Überwindung der Wirtschafts-
krise wertet der Vorsitzende von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS), Jarosław Kaczyński, als 
Schritt, den Kriegszustand zwischen PiS und Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) zu beenden und in 
die Phase üblicher politischer Konkurrenz zu treten. Dies habe er bereits auf dem Parteitag der PiS Anfang des 
Monats angekündigt.
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12.02.2009 Sejmmarschall Bronisław Komorowski unterstreicht, dass die Auseinandersetzung Anfang der Woche zwischen dem 
Politiker Jan Rokita (bis 2007 Abgeordneter der Bürgerplattform – Platforma Obywatelska – PO im Sejm) und einer 
Stewardess in einer Lufthansamaschine vor dem Abfl ug auf dem Münchener Flughafen als Problem zwischen einem 
Passagier und einer Fluglinie zu behandeln sei und daher eine konsularische Angelegenheit und keine politische 
sei. Politiker von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) hatten entschiedene Schritte von der 
polnischen Regierung verlangt. Rokita hatte sich beklagt, dass er in Handschellen von der deutschen Polizei abge-
führt und als Pole schlecht behandelt worden sei.

13.02.2009 Ministerpräsident Donald Tusk bekräftigt, dass Justizminister Andrzej Czuma nicht seines Amtes enthoben wird. 
Hintergrund sind Meldungen, dass Czuma nicht getilgte Schulden in den Vereinigten Staaten aus der Zeit seiner 
Emigration hat. Außerdem wird ihm Nepotismus vorgeworfen, weil er seinen Sohn als »gesellschaftlichen Assistenten« 
im Justizministerium eingesetzt hat.

13.02.2009 Außenminister Radosław Sikorski stellt im Sejm die Außenpolitik für 2009 vor und bezeichnet Deutschland  als 
»Schlüsselpartner« Polens. U.a. werde Polen Russland die Teilnahme am Programm der »Östlichen Partnerschaft« 
vorschlagen. Der Zeitpunkt, den Vertrag über die Errichtung eines amerikanischen Raketenabwehrsystems in Polen 
im September 2008 mit der US-Administration von George W. Bush zu unterschreiben, sei genau richtig gewesen, 
da der neuen amerikanischen Regierung von Barack Obama viel weniger an dem Projekt gelegen sei.

15.02.2009 Am Vortag seines Treff ens mit Bundeskanzlerin Angela Merkel betont der Staatssekretär für Auswärtige Angelegen-
heiten beim Ministerpräsidenten, Władysław Bartoszewski, dass eine eventuelle Zugehörigkeit Erika Steinbachs 
zum Stiftungsrat des »Sichtbaren Zeichens« ernsthafte Folgen für das polnisch-deutsche Verhältnis nach sich zöge. 
Es wäre zwar kein Rechtsbruch, aber eine grobe politische Unanständigkeit.

15.02.2009 In einem Interview mit der Tageszeitung »Rzeczpospolita« stellt Staatspräsident Lech Kaczyński fest, dass die 
Regierung angesichts der herrschenden Wirtschaftskrise einer grundsätzlichen Rekonstruktion bedürfe

16.02.2009 Als Reaktion auf das Interview von Staatspräsident Lech Kaczyński für die Tageszeitung »Rzeczpospolita« am 
Vortag teilt der Chef des politischen Kabinetts des Ministerpräsidenten, Sławomir Nowak, mit, es bestehe auch 
angesichts der derzeitigen Wirtschaftskrise kein Bedarf an einem Bündnis mit Recht und Gerechtigkeit (Prawo 
i Sprawiedliwość – PiS). Im Interview für »Rzeczpospolita« hatte Kaczyński diese Möglichkeit nicht in der von 
Nowak dargestellten Weise formuliert.
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